alv-POSITION
11.40 Teilrevision des Dekrets über die 

  Löhne der Lehrpersonen LDLP

	Zusammenfassung

Mit der Revision des Lohndekrets Lehrpersonen verfolgt die Regierung drei Ziele:

· Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt

· Verbesserung der Arbeitssituation der Lehrpersonen

· Verstetigung des Anstellungsgrads der Lehrpersonen

Bei genauer Betrachtung sind das zweite und dritte Ziel Massnahmen zum ersten, dem Hauptziel. Der alv betrachtet diese Zielsetzung als richtig. 

Allerdings war das Vorgehen der Regierung bei der vorliegenden Reform problematisch. Richtig wäre gewesen, die Massnahmen, die zur tatsächlichen Zielerreichung nötig wären, zu definieren, deren Kosten zu ermitteln und danach einem politischen Prozess zu unterwerfen. Eine mögliche politische Antwort wäre dann beispielsweise die Etappierung der Umsetzung gewesen. 

Die Regierung ging so vor, dass sie zuerst ein Kostendach definierte und danach Massnahmen entwarf, die unter diesem Kostendach Platz fanden und sich an der Zielsetzung orientierten. Einiges deutet darauf hin, dass mit der vorliegenden Revision des LDLP keine Wettbewerbsstärke in dem Sinn geschaffen wird, dass alle Unterrichtsstellen mit ausgebildeten Lehrpersonen besetzt werden können.

Der alv ist der Meinung, dass die Revision des LDLP wesentliche Verbesserungen bringt:

· Entschädigung der Klassenführung

· Anhebung der meisten Positionslöhne 

· Beseitigung eines Wartejahrs und steilerer Lohnanstieg in den ersten 15 Jahren

· Lohnmässige Gleichstellung der Lehrpersonen der Sekundarstufe I

· Plausibles Arbeitszeitmodell mit Flexibilisierungsmöglichkeiten

· Reduktion der Pflichtlektionen auf der Primarstufe

· Frühere Reduktion der altersabhängigen Jahresarbeitszeit

 Die Zielsetzung als Ganzes wird jedoch nicht erreicht: 

· Die Verstetigung des Anstellungsgrads wird zwar rechtlich gelöst, für die Umsetzung werden aber keine Mittel gesprochen. Somit wird sich vermutlich kaum etwas am  Missstand ändern, dass sich der Anstellungsgrad vieler Lehrerinnen und Lehrer von Jahr zu Jahr ändert.

· Um mit privaten Unternehmungen konkurrieren zu können, müsste der Kanton seine spezifischen Möglichkeiten als öffentlicher Arbeitgeber nutzen. Doch dies unterbleibt bei  der vorliegenden Revision. Eine hohe  Verlässlichkeit wird weder beim Kaufkrafterhalt noch bei der Lohnentwicklung geschaffen. Zudem fehlen nach wie vor Laufbahnmodelle.

· Die Löhne in den Nachbarkantonen Zürich und Zug sind nach wie vor wesentlich höher. Bereits heute studiert etwa ein Drittel der angehenden Lehrpersonen aus dem Kanton Aargau an der PH Zürich oder an der PH Zentralschweiz. Diese Lehrpersonen gehen dem Kanton Aargau verloren. Nur mit weiter gehenden Verbesserungen ist diese Tendenz zu kehren, insbesondere bei den Lehrpersonen am Kindergarten und an der Primarschule.

· Mit den Lohnreduktionen bei einzelnen Lehrpersonenkategorien setzt die Regierung ein völlig falsches Zeichen.

Als Fazit aus den Verbesserungen und den weiterhin bestehenden Nachteilen kann gefolgert werden, dass die Schule Aargau nach der Revision des LDLP zwar konkurrenzfähiger sein wird, aber im Vergleich mit anderen Arbeitgebern immer noch zu wenig attraktiv erscheint.

Der alv empfiehlt, auf die Vorlage einzutreten, die nachfolgend aufgeführten Verbesserungen vorzunehmen und eine weitere Reform des Anstellungsrechts für die Lehrpersonen zu planen.




Ausführungen zur Botschaft mit Änderungsanträgen
LDLP

LDLP § 5  Positionsanteil

Die vorliegende Revision geht auf die grossrätliche Motion 08.271  zurück, die die Nachführung der drei lohnbestimmenden Vektoren Ist-Lohn, Marktlohn und ABAKABA-Lohn verlangt. Dies ist mit Einschränkungen so geschehen. Dennoch stellen sich Fragen:
· Mit ABAKABA werden die Arbeitsplätze des Verwaltungspersonals und der Lehrpersonen auf die gleiche Weise beschrieben und eingestuft. Anzunehmen wäre nun, dass eine gleiche Anzahl ABAKABA-Punkte zum gleichen Positionslohn führen würde, unabhängig davon, ob es sich um eine Lehrperson oder einen Verwaltungsangestellten handelt. Dies ist aber nicht so. Bei den Lehrpersonen liegen die tatsächlichen Löhne deutlich unter den auf Grund der ABAKABA-Punkte errechneten Löhne. Die Lehrpersonen sind also gegenüber dem Verwaltungspersonal systematisch schlechter besoldet, was unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit problematisch ist. 

· Die Berücksichtigung des Ist-Lohns macht nur dann einen Sinn, wenn die wesentlichen Determinanten des beschriebenen  Arbeitsplatzes im grossen Ganzen die gleichen geblieben sind. Die Ausbildung der Lehrpersonen für Kindergarten und Primarstufe ist jedoch inzwischen auf ein höheres Niveau gehoben und verlängert worden (Maturität und Bachelor), sie ist für beide genau gleich. Die Ausbildung und somit die Funktion der Kindergartenlehrperson im früheren Sinn existiert nicht mehr. Den Ist-Lohn aus einer früheren Zeit anzuwenden, ist deshalb logisch falsch. Die tiefere Besoldung für den Kindergarten lässt sich nicht  mehr rechtfertigen.
· Seit der Inkraftsetzung des jetzigen LDLP hat sich auch die Ausbildungszeit der Bezirkslehrpersonen verlängert. Die Ausbildung erfolgt heute auf  Master-Niveau. Folglich müsste deren Lohn angehoben werden, doch gemäss der Vorlage ist das Gegenteil der Fall. Fälschlicherweise wurde in die Vektorenrechnung nicht der tatsächliche Ist-Lohn der Bezirkslehrpersonen, sondern ein Durchschnitt aus den Sereal- und Bezirkslehrer-Löhnen verwendet. Dies muss korrigiert werden. Als Folge werden die Lehrpersonen der Sekundarstufe I in die Lohnstufe 11 eingereiht.
Der alv beantragt, dass mit der jetzigen Revision der Positionslohn der Kindergartenlehrpersonen auf das Niveau der Primarlehrpersonen angehoben und die Lehrpersonen der Sekundarstufe 1 in die Lohnstufe 11 eingereiht werden. 
· LDLP Anhang II A: 

(ergänzen:) Kindergarten, Primarstufe, Einschulungsklasse: Lohnstufe 5

(ändern:) Sekundarstufe I: Lohnstufe 11
LDLP § 6  Erfahrungsanteil

Der alv unterstützt die im Dekret beschriebene Lohnentwicklung. Er empfiehlt aber, dass der Kanton seine Chance als öffentlicher Arbeitgeber nutzt und bei der Lohnentwicklung mehr Verlässlichkeit zeigt, indem der Grosse Rat die vorgeschlagene Lohnkurve beschliesst und der Regierungsrat die jährlichen Anpassungen vornimmt. Um die einzelnen Lehrpersonen auf der Lohnkurve zu halten (Systempflege), entstehen dank dem Mutationsgewinn kaum oder nur geringe Änderungen bei den gesamten Lohnkosten. Die Budgethoheit des Grossen Rats bleibt somit gewahrt. Hingegen bleibt es Sache des Grossen Rats,  über die Veränderungen des Positionslohns zu beschliessen.
· LDLP § 6

1 (neu:) Der Erfahrungsanteil folgt einer gemäss Absatz 2 für jede Funktion einzeln definierten Normalkurve und beträgt im Maximum 60% des Positionsanteils.

2 (keine Änderung)

3 (neu:) Das Departement Bildung, Kultur und Sport errechnet jährlich die individuellen Lohnerhöhungen auf Grund der Umsetzung der Normalkurve gemäss Absatz 2 und auf Grund der allfälligen vom Grossen Rat beschlossenen Lohnerhöhung gemäss § 12 dieses Dekrets. Der Regierungsrat setzt die neuen Löhne in jedem Jahr auf den 1. Januar in Kraft.

6 (keine Änderung)

· LDLP § 12

1 (neu:) Der Grosse Rat beschliesst die Erhöhung der Positionsanteile. 

6 (streichen)

Einführung der Klassenlehrpersonenentlastung
Der Begriff ist an sich irreführend. Es handelt sich nicht um eine Entlastung, sondern um die Besoldung der bisher nicht abgegoltenen Leistung der Klassenleitung. Während es einleuchtet, dass die Reduktion des Pflichtpensums auf der Primarstufe erst auf das Schuljahr 2012/13, da die Stundenplanung für das Schuljahr 2011/12 vor der Beschlussfasssung dieses Dekrets durch den Grossen Rat beginnt, ist die Verschiebung der Besoldung der Klassenleitung auf das Schuljahr 2011/12 nicht zu begründen. Die Besoldung der Klassenleitung kann auf zwei Arten genutzt werden, entweder in Form einer Reduktion des bisherigen Pensums um eine Lektion oder in Form eines entsprechend erhöhten Lohnes. Die Regierung will die neuen Löhne ab dem Schuljahr 2011/12 einführen. Somit gibt es keine organisatorischen Hindernisse, auch die neue Besoldung der Klassenführung auf diesen Zeitpunkt einzuführen.
· LDLP Anhang IV

Überführungsregelung

1 Die bisherigen Löhne werden auf den 1. August 2011 überführt. (ergänzen:) Inbegriffen ist die Besoldung für die Klassenleitung. Vorbehalten bleiben ….
Der alv unterstützt den nachfolgenden Antrag des AMV

Instrumentallehrkräfte Sek II

Mittelschule / Berufsmittelschule

Der Aargau verfügt über qualitativ hochstehende Mittelschulen. Die Anwerbung künftiger Lehrkräfte auf Gymnasialstufe, welche den Ansprüchen der Mittelschulen genügen, wird mit der vorliegenden Teilrevision LDLP weiter erschwert. Zwar ist anzuerkennen, dass der Regierungsrat aufgrund der Vernehmlassungsresultate bei den Mittelschullehrkräften eine Korrektur nach oben vorgenommen hat (von -0,82 auf -0,25%). Dies geht aber auf Kosten der Schulqualität (Kürzung des Halbklassenunterrichts auf Stufe Volksschule), was der Aargauische Mittelschullehrerinnen- und Mittelschullehrerverein AMV strikt ablehnt.

Bei den Instrumentallehrkräften Sek II sind die vorgesehenen Lohnkürzungen massiv (-4,32%). Instrumentalunterricht wird als Freifach und als Grundlagenfach unterrichtet. Letzteres ist promotionswirksam und dadurch laufbahnentscheidend. Instrumentallehrpersonen Sek II erhalten für den Ergänzungsfachunterricht wie auch für die Betreuung von Projektunterricht oder Maturarbeiten den gleichen Lohn wie Mittelschullehrpersonen. Es bleibt deshalb sachlich nicht nachvollziehbar, warum der Instrumentalunterricht im Grundlagenfach Musik nicht auch analog zu den Mittelschullehrkräften entlöhnt wird. Ein geringerer Vorbereitungsaufwand bedingt durch den Einzelunterricht wird dabei bereits heute über ein höheres Pensum kompensiert.
Änderung:

LDLP Anhang II A:

Instrumentalunterricht im Grundlagenfach: Lohnstufe 17

VALL und andere Erlasse
Schwankungspool

Der Regierungsrat beabsichtigt, den Anstellungsgrad der Lehrpersonen ungeachtet der möglichen jährlichen Schwankungen bei der Schülerzahl und der Wahlfächerbelegung konstant zu halten. Er lockert deshalb die Bindung des Anstellungsgrads an die Zahl der erteilten Lektionen. Lehrpersonen sollen im Rahmen ihres Anstellungsgrads auch für andere schulische Aufgaben als fürs Unterrichten eingesetzt werden können. 

Der alv unterstützt dies sehr. Er ist überzeugt, dass damit ein wesentlicher Attraktivitätsnachteil beseitigt und gleichzeitig die Qualität der Schule gefördert wird. Wenn aber nur die Rechtsgrundlage für eine konstantere Anstellung geschaffen wird, den Schulen aber die Mittel weitgehend fehlen, um diese auch zu realisieren, ist das Ganze wenig wert. 
· VALL § 35

Berufsfeld „Unterricht und Klasse“

2 (ergänzen) Der Kanton stellt den Schulen den notwendigen Schwankungspool zur Verfügung.

Berufsauftrag für therapeutische Lehrpersonen

Die Aufteilung der Jahresarbeitszeit, wie sie im VALL § 34 beschrieben ist, beurteilt der alv als sinnvoll. Allerdings trifft diese Aufteilung für therapeutisch tätige Lehrpersonen, z.B Logopädinnen, nicht zu, weil deren Auftrag nur zu einem Teil das Unterrichten ausmacht nebst anderen Aufträgen wie Abklärungen etc. Das Departement BKS muss deshalb die Kompetenz erhalten, für therapeutisch tätige Lehrpersonen eine andere Aufteilung der Arbeitszeit festzulegen.

· VALL § 34

Aufteilung der  Jahresarbeitszeit

(neu): 4 Das zuständige Departement definiert für Lehrpersonen mit besonderem Auftrag eine für sie zutreffende Aufteilung der Jahresarbeitszeit.
Situation der Berufseinsteiger und –einsteigerinnen

Untersuchungen zeigen, dass ein Drittel bis die Hälfte der jungen Lehrpersonen die Schule in den ersten beiden Berufsjahren wieder verlässt. Diesen Aderlass kann sich die Schule nicht leisten. Es müssen deshalb Massnahmen ergriffen werden, um den Einstieg in die Berufspraxis nach dem Studium gelingend zu gestalten. Beginnende Lehrerinnen und Lehrer müssen, weil ihnen die Berufspraxis noch fehlt, einen erheblich über der Normarbeitszeit liegenden zeitlichen Einsatz insbesondere für die Vor- und Nachbereitung leisten. Es dürfte den Kanton letztlich günstiger zu stehen kommen, den Berufseinsteigern und –einsteigerinnen eine gewisse Entlastung anzubieten, als diese auszubilden und dann doch zu verlieren.
· VALL Anhang I

Pensenplan

(einfügen:) Das Normalpensum von Lehrpersonen in den ersten beiden Berufsjahren nach dem Studium wird reduziert.

Altersentlastung

Die Altersentlastung als solche gibt es nicht mehr. An deren Stelle trat die altersabhängige Definition der Jahresarbeitszeit. Beim Verwaltungspersonal wird dies durch die entsprechende Definition der Ferientage umgesetzt. Die Lehrpersonen haben grundsätzlich die gleiche Jahresarbeitszeit wie das Verwaltungspersonal. Die zusätzlichen Ferientage des Verwaltungspersonals müssen also im gleichen Ausmass auf die nach Alter gestufte Jahresarbeitszeit der Lehrpersonen umgerechnet werden. Die vom Regierungsrat beantragte Regelung erfüllt diesen Anspruch nicht.
· VALL Anhang I

Pensenplan

(sinngemäss:) Das Normalpensum reduziert sich bei allen Lehrpersonenkategorien bereits ab Alter 55 um zwei Lektionen.
Normalpensum
Das Normalpensum muss so definiert sein, dass ein qualitativ guter Unterricht resultiert und dabei die Jahresarbeitszeit eingehalten wird. Mit der Abgeltung der Klassenführung im Umfang von 60 Zeitstunden pro Jahr schlägt der Regierungsrat einen richtigen Schritt vor. Allerdings wird damit die durch das Departement Bildung, Kultur und Sport festgestellte zeitliche Überlastung nicht beseitigt. Der Vergleich mit allen anderen europäischen Ländern zeigt, dass das Normalpensum in der Schweiz enorm hoch ist. Einzelne Kantone beginnen nun, nach Mitteln und Wegen zu suchen, um das Normalpensum zu reduzieren. 

· Der alv empfiehlt, das Normalpensum auf der Volksschule generell auf 26 Lektionen zu senken. Der alv ist sich bewusst, dass dies bedeutende Mehrkosten verursacht. Der Aargau kommt aber nicht darum herum, diese Verbesserung früher oder später zu realisieren. Der Regierungsrat soll deshalb jetzt einen Plan vorlegen, wie dieses Ziel erreicht werden kann.

Unterrichtszeiten im Speziellen

Es ist hier nicht erwähnt, dass beim Kindergarten eine Lektion 60 Minuten dauert, im Gegensatz zur übrigen Volksschule mit 45 Minuten. 

· GbV § 7 Absatz 3

3 Die Lektionen dauern an der Primar- und Oberstufe 45 Minuten, (ergänzen:) im Kindergarten in der Regel 60 Minuten. …. 

11.37 Dekret über die Löhne des Personals an Volksschulen LDVSP
Der alv unterstützt eine kantonale Regelung der Pensen des Schulsekretariats. Schulleitungspersonen können ihre eigentliche Aufgabe, die pädagogische Leitung der Schule und die Personalführung, nur dann korrekt wahrnehmen, wenn sie von administrativen Aufgaben weitgehend entbunden sind. Deshalb ist es unumgänglich, dass der Kanton nicht nur die Anstellung der Schulleitungen regelt, sondern auch das Pensum des Schulsekretariats festlegt. Es darf nicht sein, dass einzelne Gemeinden, um Kosten zu sparen, zu kleine Pensen für das Schulsekretariat gewähren, mit der Folge, dass dann die vom Kanton besoldeten Schulleitungen für die Erledigung von administrativen Aufgaben zweckentfremdet werden.
